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Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 21. August 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung.

Die KlÃ¤gerin ist die Witwe des im Jahre 1922 geborenen und am 14. September
1996 verstorbenen (M). Dieser war von Beruf Kaufmann und bis zum Eintritt in den
Ruhestand im Rechenzentrum der B. AG beschÃ¤ftigt. Er war seit dem Jahre 1970
Mitglied des Luftsportvereins B. eV und gehÃ¶rte zeitweilig dessen Vorstand an. Der
Verein hat sich gemÃ¤Ã� Â§ 1 Buchst b seiner Satzung "die Pflege und FÃ¶rderung
des Segelflugsports und des Modellflugsports" zum Ziel gesetzt. Ihm gehÃ¶ren nach
Angaben von dessen erstem Vorsitzenden H. 192 Luftsportler, nach Angaben der
Revision 140 Vereinsmitglieder an. Seit einer Reihe von Jahren veranstaltet der
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Verein RundflÃ¼ge mit FluggÃ¤sten. Dabei ist es Ã¼blich, erfahrene Piloten â��
darunter M â�� und Berufspiloten, die sich bereit erklÃ¤ren, zur FÃ¶rderung des
Vereinszwecks GastflÃ¼ge durchzufÃ¼hren, im Einzelfall um Ã�bernahme eines
solchen Auftrags anzugehen. Sie Ã¼bernehmen die Aufgabe, soweit sie zeitlich
dazu in der Lage sind und die luftfahrtrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llen. Mit
den GastflÃ¼gen erwirtschaftet der Verein Einnahmen von 120,00 DM pro
Flugstunde abzÃ¼glich 40,00 DM Sachkosten. Die hierfÃ¼r eingesetzten Piloten
erhalten weder Entgelt noch sonstige VergÃ¼nstigungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
der GastflÃ¼ge. Nach einer vereinsinternen Liste sind 18 Vereinspiloten berechtigt,
FlÃ¼ge mit FluggÃ¤sten zu unternehmen.

Am 14. September 1996 machte M im Auftrag des Luftsportvereins zusammen mit
einem Fluggast in einem zweisitzigen Motorsegler einen Rundflug, der etwa 30
Minuten dauern sollte. Beim Landeanflug stÃ¼rzte das von M gesteuerte Flugzeug
ab. Beide Insassen starben. Nach Hinzuziehung der Ermittlungsakte der
Staatsanwaltschaft K. und von Fotokopien aus dem Bordbuch des verunglÃ¼ckten
Motorseglers sowie nach AnhÃ¶rung des ersten Vorsitzenden des Luftsportvereins
H. lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von Hinterbliebenenleistungen ab (Bescheid
vom 6. April 1998 und Widerspruchsbescheid vom 20. Juli 1998).
Versicherungsschutz nach Â§ 539 Abs 1 Nr 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO)
iVm Â§ 214 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) scheide aus. M sei nicht
aufgrund eines Arbeits-, Dienst- oder LehrverhÃ¤ltnisses fÃ¼r den Verein tÃ¤tig
geworden. Versicherungsschutz nach Â§ 539 Abs 2 RVO komme ebenfalls nicht in
Betracht, weil seine TÃ¤tigkeit zum Unfallzeitpunkt sich im Rahmen dessen
gehalten habe, was von ihm als Vereinsmitglied zu erwarten gewesen sei.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 20. September 2000).
Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgewiesen
(Urteil vom 21. August 2001). Die KlÃ¤gerin habe nach den hier noch
anzuwendenden Vorschriften der RVO keinen Anspruch auf
Hinterbliebenenleistungen. Es lasse sich nÃ¤mlich nicht feststellen, dass M infolge
eines Arbeitsunfalls verstorben sei. Eine Versicherung nach Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO
scheide aus, weil M sich nicht in einem persÃ¶nlichen oder wirtschaftlichen
AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zu dem Verein befunden habe. Er sei auch nicht
gemÃ¤Ã� Â§ 539 Abs 2 RVO wie ein Versicherter tÃ¤tig geworden. Bei einem
Vereinsmitglied sei der Versicherungsschutz dann ausgeschlossen, wenn sich die
TÃ¤tigkeit als Ausfluss der Mitgliedschaft im Verein darstelle, sie also aufgrund von
Mitgliedspflichten im Rahmen des Vereinszwecks verrichtet worden sei. Die zum
Unfall fÃ¼hrende TÃ¤tigkeit des M sei eine dem Vereinszweck, der "Pflege und
FÃ¶rderung des Segelflugsports" dienliche TÃ¤tigkeit, Beweggrund fÃ¼r die
RundflÃ¼ge die Freude der Piloten am Flugsport gewesen. Der mit dem Absturz
endende Flug sei zudem im Vereinsauftrag durchgefÃ¼hrt worden.

Die zum Unfall fÃ¼hrende TÃ¤tigkeit des M sei auch unter BerÃ¼cksichtigung des
Umfanges und der Bedeutung der BefÃ¶rderung von FluggÃ¤sten als
vereinsÃ¼blich anzusehen. Die zu berÃ¼cksichtigende GeringfÃ¼gigkeitsgrenze
sei nach den Gegebenheiten in dem jeweiligen Verein zu bestimmen. Angesichts
des mit dem Flugsport untrennbar verbundenen Risikos fÃ¼r Piloten, FluggÃ¤ste
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und unbeteiligte Personen sowie angesichts des betrÃ¤chtlichen wirtschaftlichen
Werts des FluggerÃ¤ts komme vielen TÃ¤tigkeiten, die mit der AusÃ¼bung des
Flugsports zusammenhingen, schon von Haus aus ein ungleich grÃ¶Ã�eres Gewicht
zu als den Ã¼blichen AktivitÃ¤ten in anderen Vereinen. Die BefÃ¶rderung von
FluggÃ¤sten sei daher kraft der in dem Luftsportverein herrschenden
VereinsÃ¼bung den Arbeitsleistungen zuzurechnen, die der Verein jedenfalls von
denjenigen Vereinsmitgliedern erwarte und erwarten kÃ¶nne, die nach ihren
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten in der Lage seien, sie zu erbringen. Insofern hÃ¤tten
M und den anderen zur BefÃ¶rderung von FluggÃ¤sten berechtigten und in eine
Liste aufgenommenen Vereinsmitgliedern qualitativ und quantitativ andere
Mitgliedspflichten als den "einfachen" Vereinsmitgliedern oblegen. Denn durch die
Aufnahme in die Liste der "Gastpiloten" habe sie der Luftsportverein aus dem Kreis
der Ã¼brigen Mitglieder heraus gehoben und ihnen eine besondere Funktion im
Verein Ã¼bertragen, die sie auch regelmÃ¤Ã�ig wahrzunehmen gepflegt hÃ¤tten
und pflegten. Das sei eine Fallgestaltung, bei der das Vereinsmitglied nicht wie ein
Arbeitnehmer des Vereins, sondern aufgrund seiner Mitgliedschaftspflichten tÃ¤tig
werde. Dass M hÃ¤ufiger als andere Piloten FluggÃ¤ste befÃ¶rdert habe, fÃ¼hre zu
keinem anderen Ergebnis. Dies habe daran gelegen, dass M Rentner gewesen sei
und wÃ¤hrend der Wochentage eher freie Zeit erÃ¼brigen habe kÃ¶nnen als die
anderen "Gastpiloten", die sich noch nicht im Ruhestand befunden hÃ¤tten.

Mit der â�� vom LSG zugelassenen â�� Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine
Verletzung des Â§ 539 Abs 2 RVO.

M habe bei seiner TÃ¤tigkeit als Gastflugpilot fÃ¼r den Luftsportverein B. eV am 14.
September 1996 gemÃ¤Ã� Â§ 539 Abs 2 RVO unter Versicherungsschutz gestanden.
Die von der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung hierzu aufgestellten
Voraussetzungen lÃ¤gen vor. Bei der Wahrnehmung der Aufgaben eines
Gastflugpiloten handele es sich nÃ¤mlich um eine ernsthafte, dem Verein zu dienen
bestimmte und dessen wirklichem Willen entsprechende TÃ¤tigkeit. Sie sei in
Abstimmung und im Interesse mit dem Luftsportverein ausgeÃ¼bt worden und
hÃ¤tte, wenn sie nicht von M wahrgenommen worden wÃ¤re, ebenso gut von
Piloten auf dem freien Markt wahrgenommen werden kÃ¶nnen, die dafÃ¼r hÃ¤tten
entlohnt werden mÃ¼ssen. Auch sei die TÃ¤tigkeit als Gastflugpilot unter solchen
UmstÃ¤nden geleistet worden, dass sie einer TÃ¤tigkeit aufgrund eines
("fÃ¶rmlichen") BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses Ã¤hnlich sei. Dagegen stelle sie sich
nicht als Ausfluss der Mitgliedschaft im Verein dar, sei also nicht aufgrund von
Mitgliedspflichten im Rahmen des Vereinszweckes verrichtet worden. Dass die
BefÃ¶rderung eines Fluggastes bei einem Rundflug eine dem Vereinszweck
dienliche TÃ¤tigkeit sei, werde nicht in Abrede gestellt. Diese Frage dÃ¼rfe
allerdings fÃ¼r die Entscheidung dieses Rechtsstreits unerheblich sein, denn der
Vereinszweck kÃ¶nne sowohl durch Vereinsmitglieder als auch durch
vereinsexterne Personen, die im Rahmen eines regulÃ¤ren
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses tÃ¤tig wÃ¼rden, gefÃ¶rdert werden. Ohnehin
dÃ¼rfe der Verein nicht auÃ�erhalb seines Satzungszweckes tÃ¤tig werden.

Das LSG habe als ein Argument fÃ¼r die Annahme, dass es sich vorliegend nicht
um ein beschÃ¤ftigungsÃ¤hnliches VerhÃ¤ltnis gehandelt habe, zu Unrecht
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angefÃ¼hrt, dass der Beweggrund der Gastflugpiloten, FluggÃ¤ste bei einem
Rundflug zu befÃ¶rdern, die Freude der Piloten am Flugsport, dh die Freude an der
FÃ¶rderung des Vereinszweckes gewesen sei. Es scheine das daraus zu folgern,
dass die Gastflugpiloten fÃ¼r die GastflÃ¼ge keinerlei Entgelt oder sonstige
VergÃ¼nstigung erhalten hÃ¤tten. Diese Schlussfolgerung sei indessen
unzutreffend. Aus welcher Motivlage heraus "Gastfluglehrer" generell bzw M hier im
Besonderen GastflÃ¼ge wahrgenommen hÃ¤tten, lasse sich allgemein verbindlich
nicht beantworten. Hier mÃ¶ge im Einzelfall auch die Freude des Einzelnen am
Flugsport, ebenso aber auch die Frage der Werbung, nicht nur zum Zwecke der
NachwuchsfÃ¶rderung, sondern zur Verbreitung der luftsportlichen Interessen, der
Mitgliedswerbung und somit die Frage der wirtschaftlichen StÃ¤rkung des Vereins
eine Rolle gespielt haben. Es handele sich mithin um Motive, wie sie in jedem
Arbeitnehmer- und ArbeitgeberverhÃ¤ltnis anzutreffen seien.

NachdrÃ¼cklich entgegengetreten werde der BegrÃ¼ndung des LSG, die zum
Unfall fÃ¼hrende TÃ¤tigkeit des M sei auch unter BerÃ¼cksichtigung des Umfanges
und der Bedeutung der BefÃ¶rderung von FluggÃ¤sten als vereinsÃ¼blich
anzusehen. Grundlegend unzutreffend sei zunÃ¤chst der Ausgangspunkt der
Ã�berlegung des LSG, wonach es zu den Vereinspflichten des M gehÃ¶rt haben
solle, GastflÃ¼ge vorzunehmen. Die Pflicht hierzu ergebe sich weder aus
entsprechenden BeschlÃ¼ssen der zustÃ¤ndigen Vereinsorgane noch aufgrund
allgemeiner VereinsÃ¼bung. Der Verein kÃ¶nne vielmehr von keinem seiner
Mitglieder erwarten und tue es auch nicht, dass es GastflÃ¼ge aufgrund von ihm
abgeschlossenen LuftbefÃ¶rderungsvertrÃ¤gen durchfÃ¼hre. Das Gros der
entsprechenden Lizenzinhaber im Verein lehne dieses auch in Ansehung der damit
verbundenen Verantwortung und des damit einhergehenden Haftungsrisikos in
zivilrechtlicher wie auch strafrechtlicher Hinsicht ab. Im Umkehrschluss erwarte
deshalb der Luftsportverein diese GastflugtÃ¤tigkeit von keinem seiner Mitglieder.
Die TÃ¤tigkeit als Gastflugpilot unterscheide sich auch inhaltlich betrÃ¤chtlich von
denjenigen TÃ¤tigkeiten, die anerkanntermaÃ�en ein Verein von seinen Mitgliedern
erwarten kÃ¶nne. Die Unterscheidung des LSG zwischen "einfachen"
Vereinsmitgliedern und solchen, die durch die Aufnahme in die Liste der
Gastflugpiloten zu Vereinsmitgliedern mit herausgehobenem Pflichtenkreis
wÃ¼rden, um deshalb dann doch wieder im hier maÃ�geblichen
sozialversicherungsrechtlichen Sinne wie einfache Mitglieder behandelt zu werden,
sei rechtlich weder sinnvoll noch zutreffend noch werde dieses dem Sinn und Zweck
des Â§ 539 Abs 2 RVO gerecht. Im Gegenteil, die Norm liefe im Ergebnis leer, wÃ¤re
mithin obsolet; denn dieser Gedankengang wÃ¼rde sich zu jeder Vereinsfunktion
fassen lassen. Ã�berdies seien bis zum Unfalltag von den 140 Vereinsmitgliedern
laut Bordbuch lediglich 5 Vereinsmitglieder als Gastflugpiloten eingesetzt worden.
Ausweislich der Eintragung im Bordbuch des verunglÃ¼ckten Motorseglers sei M
hÃ¤ufiger als andere Piloten als Gastflugpilot eingesetzt gewesen. Die
Entscheidungserheblichkeit dieser Tatsache mit der BegrÃ¼ndung, dies habe nur
mit dessen Rentnerstatus zu tun, zu verneinen, halte revisionsrechtlicher Kontrolle
nicht stand. Weshalb M mehr Zeit zur VerfÃ¼gung gehabt habe, sei fÃ¼r die Frage,
ob es sich hier um eine arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit gehandelt habe,
unerheblich. Anderenfalls kÃ¶nnten Rentner a priori nicht in den Schutz des hier in
Rede stehenden sozialversicherungsrechtlichen Anspruchs gelangen. SchlieÃ�lich
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sei die TÃ¤tigkeit als Gastflugpilot fÃ¼r den Verein nach wie vor von erheblichem
finanziellen Vorteil. Sie stelle genau diejenige Funktion dar, die sonst nur "auf dem
freien Markt" entgeltlich durch "Anheuerung" von Piloten zu erlangen wÃ¤re, bei
denen die Voraussetzungen des Â§ 539 Abs 1 RVO dann unstreitig gewesen
wÃ¤ren. Wollte man diesen Weg dem Verein aufzwingen, liefe die hier in Anspruch
genommene Rechtsnorm des Â§ 539 Abs 2 RVO auch aus diesem Grunde im
Ergebnis leer.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 21. August 2001 und
das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 20. September 2000 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 6. April 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. Juli 1998 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr aus Anlass des tÃ¶dlichen Unfalls ihres Ehemannes vom 14.
September 1996 Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung. Das LSG hat
nach umfassender AufklÃ¤rung des Sachverhalts ohne Rechtsirrtum und in rechtlich
nicht zu beanstandender WÃ¼rdigung der Beweismittel festgestellt, dass M nicht
infolge eines Arbeitsunfalls iS des Â§ 548 Abs 1 Satz 1 RVO verstorben ist.

Der von der KlÃ¤gerin erhobene Anspruch auf Hinterbliebenenleistungen richtet
sich noch nach den Vorschriften der RVO, da der von ihr geltend gemachte
Versicherungsfall am 14. September 1996, also vor dem Inkrafttreten des SGB VII
am 1. Januar 1997, eingetreten ist (Art 36 des Unfallversicherungs-
Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB VII).

Hinterbliebenenleistungen werden gemÃ¤Ã� Â§ 589 Abs 1 RVO bei Tod des
Versicherten durch Arbeitsunfall gewÃ¤hrt. Arbeitsunfall iS des Â§ 548 Abs 1 Satz 1
RVO ist ein Unfall, den ein Versicherter bei einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543
bis 545 RVO genannten und danach versicherten TÃ¤tigkeiten erleidet. Das LSG hat
zutreffend erkannt, dass M weder zu dem nach Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO noch zu dem
nach Â§ 539 Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVO versicherten Personenkreis gehÃ¶rte.

Ein Arbeits-, Dienst- oder LehrverhÃ¤ltnis gemÃ¤Ã� Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO hat
aufgrund der tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG, die nicht mit
VerfahrensrÃ¼gen angegriffen und daher fÃ¼r den Senat bindend sind (Â§ 163 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG)), schon deshalb nicht vorgelegen, weil es hierzu an
der ein solches VerhÃ¤ltnis kennzeichnenden persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit fehlte
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(vgl BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 114 und 123, BSG Urteil vom 2. Februar 1999 â�� B
2 U 7/98 R â�� HVBG-Info 1999,1057).

Aber auch Versicherungsschutz nach Â§ 539 Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVO ist im
Unfallzeitpunkt zu verneinen. Danach sind Personen gegen Arbeitsunfall versichert,
die â�� was hier allein in Betracht kommt â�� wie ein in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stehender Versicherter tÃ¤tig werden. Dies erfordert
eine ernsthafte, dem Unternehmen zu dienen bestimmte und seinem wirklichen
oder mutmaÃ�lichen Willen entsprechende TÃ¤tigkeit, die ihrer Art nach sonst von
Personen verrichtet werden kÃ¶nnte, die in einem dem allgemeinen Arbeitsmarkt
zuzurechnenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stehen, und die unter solchen
UmstÃ¤nden geleistet wird, dass sie einer TÃ¤tigkeit aufgrund eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses Ã¤hnlich ist. Eines persÃ¶nlichen oder
wirtschaftlichen AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnisses bedarf es bei einem TÃ¤tigwerden
nach Â§ 539 Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVO nicht (BSGE 5, 168; 17, 211; BSG Urteil vom
22. September 1988 â�� 2/9b RU 78/87 â�� HV-Info 1988, 2178; BSG Urteil vom 2.
Februar 1999 â�� B 2 U 7/98 R â�� HVBG-Info 1999, 1057; Brackmann/Wiester, SGB
VII Â§ 2 RdNr 841 f). Der hier zu beurteilende Rundflug mit einem Fluggast durch M
am 14. September 1996 stellt zwar eine ernsthafte, dem Willen seines Vereins
entsprechende Arbeitsleistung dar. Diese stand jedoch nicht unter
Versicherungsschutz; denn M handelte aufgrund seiner Ã¼bernommenen Pflichten
als Vereinsmitglied.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) schlieÃ�t
zwar die Mitgliedschaft in einem Verein die BegrÃ¼ndung eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nach Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO nicht von vornherein
und damit auch nicht schlechthin eine versicherte TÃ¤tigkeit wie ein BeschÃ¤ftigter
iS von Â§ 539 Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVO aus (BSGE 14, 1; 17, 211; 52, 11, 12 = 
SozR 2200 Â§ 539 Nr 81; BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 101, 114, 123; BSG SozR 3-2200
Â§ 539 Nr 18; BSG Urteil vom 26. Januar 1982 â�� 2 RU 43/80 â�� USK 8252; BSG
Urteil vom 22. September 1988 â�� 2/9b RU 78/87 â�� HV-Info 1988, 2178; BSG
Urteil vom 19. Mai 1983 â�� 2 RU 55/82 â�� USK 8366; BSG Urteil vom 24. Januar
1992 â�� 2 RU 23/91 â�� USK 9204; BSG Urteil vom 2. Februar 1999 â�� B 2 U 7/98
R â�� HVBG-Info 1999,1057; BSG Urteil vom 24. Februar 2000 â�� B 2 U 4/99 R â��
HVBG-Info 2000, 1253, jeweils mwN).

Es ist aber zu unterscheiden zwischen Arbeitsleistungen, die nur auf
Mitgliedschaftspflichten beruhen, und Arbeitsleistungen, die auÃ�erhalb dieses
Rahmens verrichtet werden. Letzteres setzt voraus, dass die Verrichtung Ã¼ber das
hinausgeht, was Vereinssatzung, BeschlÃ¼sse der Vereinsorgane oder allgemeine
VereinsÃ¼bung an Arbeitsverpflichtungen der Vereinsmitglieder festlegen. Daran
fehlt es bei TÃ¤tigkeiten, die zB auf gesellschaftlichen oder kÃ¶rperschaftlichen
Verpflichtungen beruhen. Folglich ist derjenige, der aufgrund von
Mitgliedschaftspflichten fÃ¼r seinen Verein tÃ¤tig wird, auch nicht wie ein
BeschÃ¤ftigter nach Â§ 539 Abs 2 RVO gegen ArbeitsunfÃ¤lle versichert (BSG Urteil
vom 19. Mai 1983 â�� 2 RU 55/82 â�� USK 8366; BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 101,
114 und 123).
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Zu den auf allgemeiner VereinsÃ¼bung beruhenden Mitgliedschaftspflichten
zÃ¤hlen nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG im Allgemeinen TÃ¤tigkeiten, die
ein Verein von jedem seiner Mitglieder erwarten kann und die von den Mitgliedern
dieser Erwartung entsprechend auch verrichtet werden (BSGE 52, 11, 14 = SozR
2200 Â§ 539 Nr 81; BSG Urteil vom 22. September 1988 â�� 2/9b RU 78/87 â��
BAGUV RdSchr 71/88; BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 18 und 41; BSG Urteil vom 2.
Februar 1999 â�� B 2 U 7/98 R â�� HVBG-Info 1999, 1057; Brackmann/Wiester,
aaO, Â§ 2 RdNr 862; Schlegel in Schulin, HS-UV, Â§ 14 RdNr 56), wie zB
regelmÃ¤Ã�ige Arbeit zur Herrichtung und Reinigung von SportplÃ¤tzen, Verkauf
von Eintrittskarten und Ordnungsdienst bei Veranstaltungen. Gekennzeichnet sind
diese geringfÃ¼gigen TÃ¤tigkeiten im Allgemeinen dadurch, dass sie nur wenig
zeitlichen oder sachlichen Arbeitsaufwand erfordern. Zur VereinsÃ¼bung gehÃ¶ren
nach der Rechtsprechung des BSG Arbeiten in einem Umfang von drei bis vier
Stunden (BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 123; BSG Urteil vom 22. September 1988 â�� 
2/9b RU 78/87 â�� BAGUV RdSchr 71/88), von sieben Stunden (BSG Urteil vom 19.
Mai 1983 â�� 2 RU 55/82 â�� USK 8366) oder sogar von drei Wochen (BSG SozR
3-2200 Â§ 539 Nr 41). Dagegen wurden Ã¼ber diesen Rahmen hinausgehende
umfangreichere Arbeitsleistungen (zB Bau eines Vereinsheimes s BSGE 14, 1 und
BSG Urteil vom 26. Januar 1982 â�� 2 RU 43/80 â�� USK 8252; Errichtung eines
Vereinshauses eines Kleingartenvereins s BSG Urteil vom 24. Januar 1992 â�� 2 RU
3/91 â�� HV-Info 1992, 955; Neubau des SportplatzgelÃ¤ndes und des
Vereinshauses s BSG Urteil vom 9. Dezember 1993 â�� 2 RU 54/92 â�� HVBG-Info
1994, 413) nicht mehr als geringfÃ¼gig angesehen. Die Grenze der
GeringfÃ¼gigkeit Ã¼berschreiten kann eine TÃ¤tigkeit sowohl hinsichtlich ihres
Umfanges als auch ihrer Art nach (BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 101; BSG Urteil vom 2.
Februar 1999 â�� B 2 U 7/98 R â�� HVBG-Info 1999, 1057). Ferner kann die
GeringfÃ¼gigkeit bei jedem Verein verschieden sein. Wenn die Bereitschaft der
Vereinsmitglieder, Arbeiten fÃ¼r den Verein zu verrichten, grÃ¶Ã�er ist, wird auch
die Grenze, von der an der Verein diese Arbeiten allgemein aufgrund einer sich so
entwickelnden VereinsÃ¼bung von seinen Mitgliedern erwarten kann und die von
den Mitgliedern entsprechend dieser Erwartung verrichtet werden, hÃ¶her liegen.
Allgemein betrachtet ist die Grenze der GeringfÃ¼gigkeit dort Ã¼berschritten, wo
sich eine Arbeitsleistung von wirtschaftlichem Wert deutlich erkennbar von dem
MaÃ� vergleichbarer AktivitÃ¤ten abhebt, das die Vereinsmitglieder Ã¼blicherweise
aufwenden (vgl BSG Urteil vom 2. Februar 1999 â�� B 2 U 7/98 R â�� HVBG-Info
1999, 1057; BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 101; BSG Urteil vom 24. Februar 2000 â�� B
2 U 4/99 R â�� HVBG-Info 2000, 1253 mwN).

Unter Zugrundelegung dieser Rechtsprechung hat M mit den RundflÃ¼gen unter
BefÃ¶rderung von GÃ¤sten lediglich Pflichten eines Vereinsmitgliedes erfÃ¼llt.
Auch wenn eine derartige Mitnahme von FluggÃ¤sten nicht ausdrÃ¼cklich in der
Vereinssatzung vorgesehen ist, beruht sie auf einer allgemeinen VereinsÃ¼bung
und liegt im Rahmen der Zwecksetzung des Vereins. Wie das LSG â�� teilweise
unter Bezug auf die Gerichtsakten und die Verwaltungsakten der Beklagten â��
bindend (Â§ 163 SGG) festgestellt hat, fÃ¼hrte der Luftsportverein B. eV derartige
GastflÃ¼ge seit einer Reihe von Jahren durch und setzte hierfÃ¼r auch geeignete
Piloten aus dem Kreis seiner Mitglieder ein. Ferner lag die Organisation solcher
FlÃ¼ge in der Hand des Vereins. Sie umfasste ua den Verkauf von Flugkarten in der
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Form von Gutscheinen, die Gestellung der Flugzeuge, die FÃ¼hrung einer Liste der
einzusetzenden Piloten, die Beauftragung der Piloten und die Betreuung der
jeweiligen FlÃ¼ge vom Kontrollturm des Flugplatzes. Die FlÃ¼ge mit GÃ¤sten lagen
und liegen im Rahmen der Zwecksetzung des Luftsportvereins, weil die dem Verein
angehÃ¶renden Piloten damit ihr fliegerisches KÃ¶nnen verwirklichen, dieses auch
dem Verein nicht angehÃ¶renden Dritten gegenÃ¼ber zeigen und damit â�� im
Sinne einer Ã�ffentlichkeitsarbeit â�� deren Interesse fÃ¼r den Segelsportflug
wecken oder fÃ¶rdern kÃ¶nnen. Wie der Senat in seinem Urteil vom 24. Februar
2000 (- B 2 U 4/99 R â�� HVBG-Info 2000, 1253) ausgefÃ¼hrt hat, ist die
Darstellung eines Vereins in der Ã�ffentlichkeit mit den in der Satzung
beschriebenen Vereinszwecken untrennbar verbunden, da es ohne eine solche
Darstellung allgemein fÃ¼r Sportvereine schwierig ist, die fÃ¼r die ErfÃ¼llung
dieser Zwecke erforderliche Zahl an Mitgliedern zu erreichen oder zu halten.

Die von M als Pilot durchgefÃ¼hrten RundflÃ¼ge mit einem Fluggast
Ã¼berschreiten auch nicht die fÃ¼r die gesetzliche Unfallversicherung
maÃ�geblichen Grenzen der VereinsÃ¼blichkeit dadurch, dass nur ein kleiner Teil
der Vereinsmitglieder â�� darunter M â�� derartige FlÃ¼ge unternahm. Nach der
Rechtsprechung des BSG braucht der MaÃ�stab fÃ¼r die allgemeine
VereinsÃ¼bung, Mitglieder zu bestimmten TÃ¤tigkeiten heranzuziehen, nicht
notwendig fÃ¼r alle Mitglieder gleich zu sein (vgl BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 41;
BSG Urteil vom 2. Februar 1999 â�� B 2 U 7/98 R â�� HVBG-Info 1999, 1057; BSG
Urteil vom 24. Februar 2000 â�� B 2 U 4/99 R â�� HVBG-Info 2000, 1253). Hebt der
Verein bestimmte Personen dadurch aus dem Kreis seiner Mitglieder heraus, dass er
ihnen ehrenamtliche Vereinsfunktionen Ã¼bertrÃ¤gt, so treffen diese Personen
auch qualitativ und quantitativ andere Mitgliedspflichten als "einfache"
Vereinsmitglieder. Gleiches gilt, wenn der Verein von bestimmten "einfachen"
Mitgliedern die AusfÃ¼hrung gefÃ¤hrlicher und besondere Fachkunde erfordernder
Arbeiten verlangt (vgl BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 123; BSG Urteil vom 22. September
1988 â�� 2/9b RU 78/87 â�� HV-Info 1988, 2178; Schlegel in Schulin, HS-UV, Â§ 14
RdNr 55). Daraus ergibt sich, dass hinsichtlich der VereinsÃ¼bung allein wesentlich
ist, ob der Verein erwarten kann, dass bestimmte Aufgaben von geeigneten
Mitgliedern wahrgenommen werden und geeignete Mitglieder regelmÃ¤Ã�ig der
Erwartung des Vereins auch nachkommen (vgl BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 18 und
41).

Dass M zu dem kleinen Kreis der Vereinsmitglieder zÃ¤hlte, die durch ihre
Kenntnisse und FÃ¤higkeiten in der Lage waren, mit FluggÃ¤sten RundflÃ¼ge in
einem Motorsegler zu unternehmen, und sich dadurch von der Ã¼berwiegenden
Zahl der "einfachen" Vereinsmitglieder abhob, wird auch dadurch bestÃ¤tigt, dass
das Luftverkehrsrecht erhebliche Anforderungen an die Befugnis stellt, FluggÃ¤ste
in einem Motorsegler zu befÃ¶rdern. Es setzt neben der Erlaubnis fÃ¼r
MotorseglerfÃ¼hrer (Â§ 35 der Verordnung Ã¼ber Luftfahrtpersonal (LuftPersV)
vom 9. Januar 1976 (BGBl I 53) iVm Â§ 5 und Â§ 41 LuftPersV) auch voraus, dass
innerhalb der dem Flug vorhergehenden 90 Tage drei Starts und drei Landungen
mit einem Flugzeug desselben oder Ã¤hnlichen Musters ausgefÃ¼hrt oder
mindestens 10 FallschirmsprÃ¼nge durchgefÃ¼hrt werden mÃ¼ssen (vgl Â§ 122
LuftPersV). Nach den vom LSG in Bezug genommenen Verwaltungsakten der
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Beklagten war M Inhaber einer Erlaubnis sowohl fÃ¼r SegelflugzeugfÃ¼hrer (Â§ 41
LuftPersV) als auch fÃ¼r selbststartende und nicht selbststartende Motorsegler (Â§
35 LuftPersV) und erfÃ¼llte â�� jedenfalls durch das vom LSG festgestellte
hÃ¤ufigere Fliegen mit Motorseglern â�� die Voraussetzungen fÃ¼r die Mitnahme
von FluggÃ¤sten. Damit ergab sich schon aus rechtlichen GrÃ¼nden, dass der
Luftsportverein B. eV nur die Mitglieder zu RundflÃ¼gen mit FluggÃ¤sten einsetzen
konnte, welche die genannten Voraussetzungen erfÃ¼llten. Hinzu kam, dass der
Verein wegen der nicht auszuschlieÃ�enden MÃ¶glichkeit einer Haftung des Piloten
und wegen des offenkundig grÃ¶Ã�eren Risikos (Fehlverhalten oder
GesundheitsstÃ¶rung des Fluggastes) nur solche Mitglieder aus dem ohnehin
kleinen Kreis der berechtigten Vereinsmitglieder zu den RundflÃ¼gen verpflichtet
hat, die freiwillig eine entsprechende Verpflichtung auf sich genommen haben.

Die VereinsÃ¼blichkeit der von Mitgliedern des Luftsportvereins gesteuerten
RundflÃ¼ge mit FluggÃ¤sten ist auch nicht deshalb entfallen, weil die Grenzen der
GeringfÃ¼gigkeit der fÃ¼r den Verein geleisteten TÃ¤tigkeit Ã¼berschritten
wÃ¤ren. Hierzu hat bereits das LSG rechtlich zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass
angesichts des mit dem Flugsport untrennbar verbundenen Risikos sowie des
betrÃ¤chtlichen wirtschaftlichen Werts des FluggerÃ¤ts vielen TÃ¤tigkeiten, die mit
der AusÃ¼bung des Flugsports zusammenhingen, schon von Haus aus ein ungleich
grÃ¶Ã�eres Gewicht zukommt als den Ã¼blichen AktivitÃ¤ten in anderen Vereinen.
Hinzu kommt, dass bei Ermittlung der GeringfÃ¼gigkeitsgrenze, also der
Beantwortung der Frage, ob der Verein eine TÃ¤tigkeit von einem Mitglied noch
erwarten kann, in erster Linie TÃ¤tigkeiten zu berÃ¼cksichtigen sind, soweit sie
unmittelbar dem Verein zugute kommen. Liegen sie zugleich teilweise auch im
unmittelbaren persÃ¶nlichen Interesse des betreffenden Vereinsmitglieds,
mÃ¼ssen sie insoweit grundsÃ¤tzlich unberÃ¼cksichtigt bleiben. So ist es hier. Die
von M durchgefÃ¼hrten RundflÃ¼ge mit FluggÃ¤sten lagen â�� wie sich aus den
bindenden (Â§ 163 SGG) Feststellungen des LSG ergibt â�� zu einem groÃ�en Teil
in seinem unmittelbaren persÃ¶nlichen Interesse. So ist er durch die RundflÃ¼ge in
die Lage versetzt worden, den Sport auszuÃ¼ben, dessentwegen jemand in erster
Linie Mitglied eines Luftsportvereins wird. Des Weiteren kamen ihm die RundflÃ¼ge
insoweit unmittelbar zugute, als er damit jedenfalls die Voraussetzungen fÃ¼r die
VerlÃ¤ngerung seiner Erlaubnis fÃ¼r MotorseglerfÃ¼hrer (Â§ 35 Abs 3 LuftPersV)
schaffen und Pflichten fÃ¼r die Mitnahme von FluggÃ¤sten (Â§ 122 Abs 1 LuftPersV)
erfÃ¼llen konnte. LÃ¤sst man diese persÃ¶nlichen Vorteile der RundflÃ¼ge fÃ¼r M
auÃ�er Betracht, erweist sich die Mitnahme eines Fluggastes als eine TÃ¤tigkeit, die
der Verein von den Mitgliedern erwarten konnte, die im Besitz der entsprechenden
Flugerlaubnis waren und sich freiwillig hierfÃ¼r gemeldet hatten.

Die Grenze der GeringfÃ¼gigkeit ist im Falle des M auch nicht deshalb
Ã¼berschritten worden, weil er innerhalb des fÃ¼r die RundflÃ¼ge mit FluggÃ¤sten
vorgesehenen Kreises von Piloten diese FlÃ¼ge besonders oft unternahm. Das LSG
hat hierzu festgestellt, dass die hierfÃ¼r in Betracht kommenden Piloten diese
Aufgabe Ã¼bernahmen, soweit sie zeitlich dazu in der Lage waren, und dass M als
Rentner wÃ¤hrend der Wochentage eher freie Zeit hat erÃ¼brigen kÃ¶nnen als
andere aus dem Kreis dieser Piloten. Diese tatsÃ¤chlichen Feststellungen stellen
eine rechtlich nicht zu beanstandende BegrÃ¼ndung dar, dass M im Rahmen des
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VereinsÃ¼blichen hÃ¤ufiger fÃ¼r RundflÃ¼ge mit FluggÃ¤sten eingesetzt worden
ist. Sie sind fÃ¼r den Senat wegen Â§ 163 SGG auch bindend; denn sie sind von der
KlÃ¤gerin nicht mit zulÃ¤ssigen und begrÃ¼ndeten VerfahrensrÃ¼gen angegriffen
worden. Zwar wird von der Revision vorgetragen, fÃ¼r die Frage, ob es sich hier um
eine arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit gehandelt habe, spiele es keine Rolle,
weshalb M mehr Zeit zur VerfÃ¼gung gestanden habe, da andernfalls Rentner a
priori nicht in den Schutz des hier in Rede stehenden sozialversicherungsrechtlichen
Anspruchs gelangten. In diesem Vorbringen liegt jedoch keine zulÃ¤ssige
VerfahrensrÃ¼ge. Die Feststellung des LSG, dass die Piloten abhÃ¤ngig von Ihrer
Freizeit eingesetzt werden und M als Rentner mit viel Freizeit besonders oft
eingesetzt worden ist, beruht auf einer vom Tatsachengericht gemÃ¤Ã� Â§ 128 Abs
1 Satz 1 SGG nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens unter Einschluss der
Beweisaufnahme nach der Ã�berzeugungskraft der jeweiligen Beweismittel frei
vorzunehmende WÃ¼rdigung (vgl Meyer-Ladewig, SGG, 7. Aufl, Â§ 128 RdNr 4
mwN). Diese darf das Revisionsgericht nur darauf prÃ¼fen, ob das
Tatsachengericht die Grenzen der freien BeweiswÃ¼rdigung nicht Ã¼berschritten
hat (BSG Urteil vom 31. Mai 1996 â�� 2 RU 24/95 â�� HVBG-Info 1996, 2071; BSG 
SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 19 mwN). Daher kann das Revisionsgericht bei geltend
gemachten VerstÃ¶Ã�en gegen sie nur prÃ¼fen, ob das Tatsachengericht bei der
BeweiswÃ¼rdigung gegen Denkgesetze oder allgemeine ErfahrungssÃ¤tze
verstoÃ�en hat und ob es das Gesamtergebnis des Verfahrens berÃ¼cksichtigt hat
(BSG Urteil vom 6. April 1989 â�� 2 RU 69/87 â�� HV-Info 1989, 1368; BSG SozR
1500 Â§ 164 Nr 31; BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 19; Krasney/Udsching, Handbuch
des sozialgerichtlichen Verfahrens, 2. Aufl, III, RdNr 162 f sowie IX, RdNr 286). Die
genannten EinwÃ¤nde der Revision erfÃ¼llen diese Voraussetzungen nicht.

Die Revision der KlÃ¤gerin war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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